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der Apg. M a r Q h n e r t H 0 r n , K r i s c h und Genössen 

an den Bundesminister für Handel und Wiederaufbau, 

betreffend Arbeitsierg~bungen. 

-.-.- ...... -

r 

In einer sitzung des Salzburger Landtnges h&t Landeshauptmann Rehrl 

bekann~egeben; däss sich die L~ndesregierung bei Ver6abung von öffentli-' 

chen Arbeitsverträgen das Recht vorbehalten hat, vor Erteilung des Zuschla­

ges zu überprHfen, p'b die Untern.ehmungen keine Rfickstände ::l.n So~1alver8i­

ch~rungs'bei'trä.gQ.n hab~n. Es scheint den Anfragestellern empfehlenswert, den 

gleichen Vorgang auch bei Verge'bung von A1"beitsaufträgendurch Bundesbehör­

den, :i.nsbesondere im Arbeitabereichdas Bundesministeriums fiir Han.del und 

Wiederaufba~, eintuhalten. Es ,wäre ferner angebracht, ·d:le 'tlberprüfung auch 

darauf zu erstrecken, ob die in Frage kommenden Unternehmungen ihren steuer­

zahlungsverpflichtungenan Bundesabgaben gew1ssenhaf~achgekommen sind. 

Die gefertigten Abgeordneten richten daher an den Herrn B~desminiBter 

ft~ Handel und Wie~era~fb~u die nachstehende 

Anfrage: 

Ist der Herr Bundesminister bereit, in seinem Ressort anzuordnen, 

dass eine Verg~bung von öffentlichen ~rbeitsaufträgen nur an solche 

Firmen stattfinden kann, die keinerlei Rilckstände an Sozialversiche-
" 

rungsbeiträgen und Steuern aufzuweisen haben~ 

-.-.-.-".-
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